
Gültigkeitsbereich Mecklenburg-Vorpommern 

Anlage 1 

Gesetzliche Grundlagen der Medizinalaufsicht: 

- Gesetz über den Öffentlichen Gesundheitsdienst im Land Mecklenburg-
Vorpommern (ÖGDG M-V) insbesondere §27 (Berufe des Gesundheitswesens), 
§27a (Berufshaftpflichtversicherung), §29 (Befugnisse bei der Überwachung) 
und §30 (Ordnungswidrigkeiten) 

- Landesverwaltungsverfahrensgesetz M-V (VwVfG M-V) 
- Heilpraktikergesetz (HeilprG) 
- Durchführungsverordnung zum Gesetz über die berufsmäßige Ausübung der 

Heilkunde ohne Bestallung 
- Heilmittelgewerbegesetz (HWG) 
- Hebammengesetz (HebG) 
- Berufsordnung für Hebammen und Entbindungspfleger (HebBO) 

Psychotherapeutengesetz (PsychThG) 
- Betäubungsmittelgesetz (BtMG) 
- Arzneimittelgesetz (AMG) 
- Infektionsschutzgesetz (IfSG) 
- Gesetz über die Berufe in der Physiotherapie (Masseur- und 

Physiotherapeutengesetz - MPhG) 
- Gesetz über den Beruf der Ergotherapeutin und des 

Ergotherapeuten (Ergotherapeutengesetz - ErgThG) 
- Gesetz über den Beruf des Logopäden – LogopG 
- Gesetz über den Beruf der Podologin und des Podologen (Podologengesetz - 

PodG) 
- SGB V und SGB XI insbesondere §71 (Pflegeeinrichtungen) 

Gesetz über den Öffentlichen Gesundheitsdienst im Land Mecklenburg-Vorpommern 
(Gesetz über den Öffentlichen Gesundheitsdienst - ÖGDG M-V) vom 19. Juni 1994 in der 
jeweils aktuell gültigen Fassung  

§ 27 ÖGDG M-V – Berufe des Gesundheitswesens 

(1) Die Gesundheitsämter und die Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsämter haben 
die jeweils in ihrem Bereich auf dem Gebiet des Gesundheitswesens tätigen Personen 
nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 zu erfassen. Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und 
Gesundheit und das Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt werden jeweils für ihren 
Bereich ermächtigt, durch Rechtsverordnung die einzelnen Berufe auf dem Gebiet des 
Gesundheitswesens näher zu bezeichnen. 

(2) Wer selbstständig einen solchen Beruf ausüben will, hat sich unverzüglich persönlich 
unter Angabe seines Namens, seines Geburtsdatums seiner Anschrift und der Anschrift 
seiner Niederlassung bei dem hierfür zuständigen Gesundheitsamt oder Veterinär- und 
Lebensmittelüberwachungsamt anzumelden. Dabei ist die Erlaubnis zur Ausübung des 
Berufs vorzulegen, wenn eine solche erforderlich ist. Ebenso ist die Erlaubnis zum Führen 
der Berufsbezeichnung vorzulegen, wenn eine solche erteilt worden ist. Von nicht 
selbstständig tätigen Personen können das Gesundheitsamt und das Veterinär- und 
Lebensmittelüberwachungsamt die Vorlage der in Satz 2 und 3 genannten Erlaubnisse 
verlangen. Änderungen und die Beendigung der selbstständigen Berufsausübung sind 



dem Gesundheitsamt oder Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt unverzüglich 
schriftlich anzuzeigen. 

(3) Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen und Heime im Sinne des 
Heimgesetzes haben dem Gesundheitsamt einmal jährlich schriftlich mitzuteilen, wie viele 
Angehörige der einzelnen Berufe des Gesundheitswesens sie beschäftigten. Andere 
Arbeitgeber, die berufs- oder gewerbsmäßig Angehörige solcher Berufe beschäftigen, 
haben dies bei Beginn und Beendigung der Beschäftigung dem Gesundheitsamt oder dem 
Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt schriftlich anzuzeigen und dabei Namen, 
Geburtsdatum und berufliche Ausbildung der jeweiligen Beschäftigten anzugeben. Sie 
haben ihre Beschäftigten hierüber zu unterrichten. 

(4) Die Kammern der Heilberufe haben Beginn und Beendigung der beruflichen Tätigkeit 
der Kammermitglieder dem örtlich zuständigen Gesundheitsamt oder Veterinär- und 
Lebensmittelüberwachungsamt mitzuteilen. 

(5) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit teilt bei Personen, die auf dem 
Gebiet des Gesundheitswesens tätig sind, die Einziehung und das Ruhen der 
Berufserlaubnis oder der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung sowie die 
Aufhebung einer solchen Entscheidung dem örtlich zuständigen Gesundheitsamt mit. Dies 
gilt entsprechend für Mitteilungen des Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt an das 
Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt. 

(6) Die Gesundheitsämter überprüfen diejenigen, die eine Erlaubnis zur Ausübung der 
Heilkunde nach dem Heilpraktikergesetz beantragen, und erteilen die Erlaubnis. Das 
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit kann die Aufgabe der Überprüfung 
einzelnen Gesundheitsämtern im Einvernehmen mit diesen auch für den Bereich anderer 
Gesundheitsämter zuweisen. 

(7) Die Gesundheitsämter und die Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsämter 
überwachen die Berufsausübung derjenigen auf dem Gebiet des Gesundheitswesens 
tätigen Personen, für die keine Kammer nach dem Heilberufsgesetz besteht. Sie achten 
darauf, dass niemand unerlaubt die Heilkunde ausübt oder unerlaubt eine 
Berufsbezeichnung auf dem Gebiet des Gesundheitswesens führt. 

(8) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit und das Ministerium für 
Landwirtschaft und Umwelt werden jeweils für ihren Bereich ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung vorzuschreiben, dass auf dem Gebiet des Gesundheitswesens 
bestimmte Berufsbezeichnungen nur mit einer Erlaubnis geführt werden dürfen, wenn 

1.zur Vermeidung von Gefahren für die Gesundheit der Bevölkerung bei der Ausübung der 
zugehörigen Tätigkeit besondere Sachkunde und Eignung sowie Zuverlässigkeit 
erforderlich sind und 

2.bundes- oder landesrechtliche Vorschriften über die Ausübung der Tätigkeit oder das 
Führen dieser oder einer vergleichbaren Berufsbezeichnung nicht bestehen. 

In der Rechtsverordnung kann die Erteilung der Erlaubnis von einer Prüfung abhängig 
gemacht und die zugehörige Ausbildung näher geregelt werden. 

§ 29 ÖGDG M-V - Befugnisse bei der Überwachung  

(1) Die Beauftragten des Öffentlichen Gesundheitsdienstes sind berechtigt, zur 
Überwachung von Einrichtungen und Personen nach § 9 oder § 27 Abs. 7 



1. Betriebs- und Geschäftsräume der Einrichtungen, die zu überwachen sind oder in 
denen zu überwachende Personen tätig sind, sowie zugehörige Grundstücke, 
Anlagen und Fahrzeuge während der üblichen Betriebs- oder Geschäftszeit zu 
betreten und zu besichtigen, 

2. Besichtigungen nach Nummer 1 auch außerhalb der dort genannten Zeiten 
durchzuführen, wenn dies zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit erforderlich ist; das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt, 

3. Räume, Fahrzeuge und sonstige Gegenstände zu untersuchen sowie für 
Untersuchungszwecke gegen Empfangsbescheinigung die vorübergehende 
Überlassung von Gegenständen zu verlangen und Proben zu entnehmen oder zu 
fordern, 

4. betriebliche und berufliche Aufzeichnungen einzusehen und hieraus Abschriften 
und Ablichtungen anzufertigen, 

5. von natürlichen und juristischen Personen und nicht rechtsfähigen 
Personenvereinigungen alle erforderlichen Auskünfte zu verlangen; die zur 
Auskunft verpflichtete Person kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung sie selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der 
Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher 
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
aussetzen würde. 

(2) Die Betreiber der Einrichtungen und die sonst verantwortlichen Personen sind 
verpflichtet, Maßnahmen nach Absatz 1 zu dulden und die in der Überwachung tätigen 
Personen bei der Erfüllung ihrer Aufgabe zu unterstützen, insbesondere ihnen auf 
Verlangen Räume und Behältnisse zu öffnen und die Entnahme von Proben zu 
ermöglichen. 

(3) Festgestellte Verstöße gegen Anforderungen der Hygiene oder gesundheitsrechtliche 
Vorschriften teilt der Öffentliche Gesundheitsdienst den Behörden oder Kammern mit, die 
für die danach erforderlichen Maßnahmen zuständig sind. Der Öffentliche 
Gesundheitsdienst kann vorläufige Anordnungen treffen, soweit dies zur Verhütung 
dringender Gefahr für Leben und Gesundheit erforderlich ist. Besteht keine besondere 
Zuständigkeit, so trifft der Öffentliche Gesundheitsdienst die Anordnungen, die zur 
Beseitigung der Verstöße oder zur Verhütung künftiger Verstöße erforderlich sind. 

(4) Über vorläufige Anordnungen nach Absatz 3 Satz 2 ist die zuständige Behörde 
unverzüglich zu unterrichten. Diese kann die Anordnung ändern oder aufheben. Wird die 
Anordnung nicht innerhalb von zwei Arbeitstagen nach der Unterrichtung aufgehoben, so 
gilt sie als von der zuständigen Behörde getroffen. 

(5) Wenn Tatsachen den dringenden Verdacht begründen, daß ein Lebensmittel, ein 
Tabakerzeugnis, ein kosmetisches Mittel oder ein sonstiger Bedarfsgegenstand im 
Einzelfall eine Gesundheitsgefahr darstellt, kann das Veterinär- und 
Lebensmittelüberwachungsamt anordnen, daß der Verantwortliche eine Untersuchung 
oder Prüfung durchführt oder durchführen läßt. Es kann verbieten, daß Sachen in den 
Verkehr gebracht werden, bis eine nach Satz 1 angeordnete Prüfung durchgeführt worden 
ist. 



(6) Der Öffentliche Gesundheitsdienst kann einer Einrichtung oder einer Person die 
Ausübung einer Tätigkeit auf dem Gebiet des Gesundheitswesens, die nicht durch 
Rechtsvorschriften geregelt ist, ganz oder teilweise untersagen, wenn Tatsachen vorliegen, 
aus denen sich ergibt, daß durch die Tätigkeit die Gesundheit der Bevölkerung oder 
einzelner Personen gefährdet wird, und die Gefahr nicht anders abgewendet werden kann; 
§ 35 Abs. 5 bis 7 der Gewerbeordnung gilt entsprechend. 

§ 30 ÖGDG M-V – Ordnungswidrigkeiten  

 (1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 27 Abs. 2 Satz 2 oder 3 eine Erlaubnis nicht vorlegt, 

2. entgegen § 27 Abs. 2 Satz 1 sich nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig anmeldet 
oder entgegen § 27 Abs. 2 Satz 5 oder Absatz 3 Satz 1 oder 2 eine Anzeige nicht, 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig erstattet, 

3. entgegen § 29 Abs. 2 Überwachungsmaßnahmen nicht duldet oder die in der 
Überwachung tätigen Personen nicht unterstützt, 

4. einer vollziehbaren Anordnung nach § 27 Abs. 2 Satz 4 oder § 29 Abs. 3 Satz 2 oder 3 
oder Absatz 6 zuwiderhandelt, 

5. einer Rechtsverordnung nach § 27 Abs. 8 zuwiderhandelt, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5 000 Euro geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörden nach § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
sind diejenigen Behörden, die die Maßnahme oder die Anordnung getroffen haben oder 
denen gegenüber die Pflicht zu erfüllen war. 

(4) Die Geldbußen fließen den nach Absatz 3 zuständigen Behörden zu. Diese tragen 
abweichend von § 105 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die notwendigen 
Auslagen und sind ersatzpflichtig im Sinne des § 110 Abs. 4 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten. 

Gesetz über die berufsmäßige Ausübung der Heilkunde ohne Bestallung 
(Heilpraktikergesetz) vom 17.02.1939 in der jeweils aktuell gültigen Fassung 

§ 1  

(1) Wer die Heilkunde, ohne als Arzt bestallt zu sein, ausüben will, bedarf dazu der 
Erlaubnis. 

(2) Ausübung der Heilkunde im Sinne dieses Gesetzes ist jede berufs- oder gewerbsmäßig 
vorgenommene Tätigkeit zur Feststellung, Heilung oder Linderung von Krankheiten, 
Leiden oder Körperschäden bei Menschen, auch wenn sie im Dienste von anderen 
ausgeübt wird. 

(3) Wer die Heilkunde bisher berufsmäßig ausgeübt hat und weiterhin ausüben will, erhält 
die Erlaubnis nach Maßgabe der Durchführungsbestimmungen; er führt die 
Berufsbezeichnung "Heilpraktiker". 

 


